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Wo bleibt die zügige Anpassung ukrainischer
Abschlüsse?

Das Beschweigen muss aufhören: Was sich aus einem Dokumentationsprojekt über die Situation

ukrainischer Frauen in Deutschland ergibt

Die deutsche Debatte über Migration

wurde über Monate ohne Verweis auf

geflüchtete Ukrainerinnen geführt. Ihr

Schutzstatus ist innerhalb der Europäi-

schen Union zunächst bis zum März

2026 befristet. Im Zuge des Wahlkamp-

fes wurden die Herausforderungen von

1,3 Millionen Menschen, die seit drei

Jahren in der deutschen Gesellschaft

ausharren, kaum diskutiert. Sie leben

infolge des physischen russischen An-

griffs im Februar 2022 mit den Trau-

mata von der unmittelbaren Bedrohung

in den ersten Wochen der Kämpfe,

von Flucht in den Westen der Ukraine

und der folgenden Reise ins Ungewis-

se. Durch das Verbot der Ausreise von

Männern sind die meisten der geflüch-

teten Frauen seither von ihren Partnern

getrennt.

Viele Familien haben Angehörige an

der Front oder während russischer

Bombardierungen verloren. Die aus

Mariupol, Bachmut und anderen zer-

störten Städten im Osten der Ukraine

Geflüchteten haben die eigene Woh-

nung und ihre Existenzgrundlage verlo-

ren. Ein Teil von ihnen war bereits 2014

gezwungen, ihr Zuhause aufgrund des

Kriegs zu verlassen. Sie können auch

nach einem möglichen Ende der Kampf-

handlungen mit großer Wahrscheinlich

nicht in ihre Heimat zurückkehren. Ei-

ne genauere Betrachtung der Situati-

on der Schutzsuchenden zeigt, dass sie

aus drei unterschiedlich stark vom Krieg

betroffenen Gruppen bestehen: denje-

nigen, die nicht zurückkehren können,

denjenigen, deren Häuser in Frontnähe

unmittelbar von russischer Artillerie be-

schossen werden, und denjenigen aus

den Landesteilen im Zentrum und im

Westen der Ukraine, die tagtäglich von

russischen Luftangriffen mit Drohnen

und Marschflugkörpern bedroht wer-

den.

Die deutsche Gesellschaft hat kaum dis-

kutiert, wie sie ukrainische Frauen, die

seit drei Jahren allein die Verantwor-

tung für ihre Familie übernehmen, nach

der ersten Phase der Solidarität weiter

unterstützen wird. Die große Mehrheit

leistet in der Fremde Care-Arbeit für ih-

re Kinder oder ihre Eltern. Viele Frau-

en sind private Bildungsmanagerinnen,

die ihre Kinder auf dem steinigen Weg

ins deutsche Bildungssystem begleiten

und zugleich dafür Sorge tragen, dass

sie die ukrainische Schulbildung und

damit die Verbindung zur alten Klas-

se und den in der Ukraine Verbliebe-

nen online fortführen. Im öffentlichen

Ringen um die Neuregulierung von Mi-

gration kam nicht die Frage auf, was

es bedeutet, wenn Ukrainerinnen paral-

lel Fluchterfahrung, den Hürdenlauf der

Integration und die aus Pandemiezei-

ten gut bekannte Herausforderung von

Homeschooling handhaben.

Sie müssen jenseits des deutschen Mi-

grationsdiskurses tagtäglich Stärke zei-

gen, um ihren Kindern einen Alltag jen-

seits des Kriegs zu ermöglichen. Un-

tersuchungen zeigen, dass Ende 2024

vierzig Prozent mehr Ukrainerinnen ei-

ne bezahlte Arbeit aufgenommen hat-

ten als ein Jahr zuvor. Ein wichtiger

Grund dafür, dass dennoch nur ein Drit-

tel der Schutzsuchenden im erwerbsfä-

higen Alter sozialversicherungspflichti-

ge Arbeit leistet, liegt darin, dass über

die Hälfte der Frauen als Folge des

Kriegs de facto alleinerziehend ist.

Eine zusätzliche Herausforderung sind

hierzulande die Mühlen der Bürokratie,

die bei der Anerkennung von Zeugnis-

sen und Abschlüssen besonders lang-

sam mahlen. Es fehlt ein Sonderpro-

gramm zum Ausbau öffentlicher Ver-

waltungen, das den Einstieg von Fach-

kräften – nicht nur aus der Ukraine –

auf dem deutschen Arbeitsmarkt be-

schleunigen würde. Abhilfe könnten

Weiterbildungsprogramme und Ange-

bote schaffen, die eine zügige Anpas-

sung ukrainischer Abschlüsse an das

deutsche System ermöglichten. Viele

Frauen berichten, dass der Übergang

von der Phase der ersten Deutschkur-

se in den Arbeitsmarkt kritisch sei, wo

oft das hohe Sprachniveau B2 voraus-

gesetzt wird. 2025 wäre es möglich, die

häufig geringe Bereitschaft deutscher

Arbeitgeber, neue Arbeitnehmerinnen

einzuarbeiten, welche nicht den formel-

len Kriterien entsprechen, in eine Kul-

tur umzuwandeln, in der Neuankömm-

linge nicht nach ihren Defiziten bewer-

tet werden.

Im Wahlkampf wurde das Gift des

Rassismus mit Bezug auf die AfD

stets als binäres System verstanden,

in dem sich postnationalsozialistische

Deutsche und vermeintliche Fremde ge-

genüberstehen.

Kaum wurde darüber diskutiert, wie

multidirektional die Ablehnung des An-

deren in einer migrantisch gepräg-

ten deutschen Gesellschaft funktio-

niert. Ukrainerinnen könnten in diese

Diskussion ihre Perspektive einbringen,

denn sie spüren im Alltag die Miss-

gunst anderer Migrantengruppen, die

früher in die Bundesrepublik kamen,

aber nicht umgehend Aufenthaltsrecht

und Arbeitserlaubnis erhielten. Auch

nehmen sie die rassistische Grundstim-
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mung eines Teils der deutschen Bevöl-

kerung war.

Die Partei, die mit Schlagwörtern wie

Remigration offen Deportationen aus

Deutschland fordert, wurde im Osten

stärkste und in weiten Teilen des Wes-

tens zweitstärkste politische Kraft. Ei-

ne zukünftige Debatte über Migration

in Zeiten des Kriegs könnte neue We-

ge finden, um die ganz unterschied-

lichen Vorbehalte, die innerhalb der

deutschen Gesellschaft die Wahrneh-

mung verschiedener Einwanderergrup-

pen prägen, zusammen zu denken. Das

alltägliche Leben mit der Ungewissheit

darüber, wie und wann der Krieg mit ei-

nem gerechten Frieden endet, ist eine

Last, die diejenigen tragen, die trotz der

Zerstörungen vorhaben, in die Ukrai-

ne zurückzukehren. Das Zerwürfnis im

Oval Office führte allen Ukrainerinnen

in Deutschland die Unsicherheit der ei-

genen Zukunft schmerzhaft deutlich vor

Augen.

Eine einzelne Bemerkung von Donald

Trump über die mögliche Deportati-

on von über 200.000 schutzsuchenden

Ukrainern aus den USA nährt die Ängs-

te. Eine neue deutsche Bundesregie-

rung könnte hier zumindest mit einer

klaren Perspektive für die Zeit nach Ab-

lauf des europäischen Schutzstatus ei-

ne mittelfristige Perspektive bieten. Bis

dahin fordert im Alltag das schrittwei-

se Ankommen in Deutschland ebenso

viel Kraft wie der Versuch, weiter für

die existenziell bedrohte Ukraine da

zu sein. So sammeln viele Ukrainerin-

nen nach der Arbeitszeit und den Stun-

den im Deutschkurs Spenden für ukrai-

nische Militäreinheiten, Sozialprojekte

und selbst Tierheime in der Heimat.

Unter den Schutzsuchenden kommen

aber auch die inneren Verwerfungen

der ukrainischen Gesellschaft zum Tra-

gen, die einzelne deutsche Medienhäu-

ser nutzen, um ihre Reichweite mit

der Botschaft eines vom Krieg zerris-

senen Landes zu erhöhen. Der Wider-

spruch zwischen der umfassenden Er-

schöpfung nach drei Jahren Krieg und

dem Willen, den Widerstand auch ohne

die Unterstützung der USA nicht aufzu-

geben, ist für die ukrainischen Gemein-

schaften in Deutschland ein Zerreißpro-

be. Die Stimmen derjenigen deutschen

Intellektuellen, die in offenen Briefen

an die falschen Adressaten Frieden for-

dern und insgeheim meinen, dass es

Zeit sei, dass die Ukraine aufgibt, sind

seit Trumps offenem Seitenwechsel er-

staunlich stumm.

Das Schweigen über die Situation ukrai-

nischer Frauen in Deutschland wird nur

übertönt vom lauten, eindringlichen

Schweigen der ukrainischen Männer,

die legal in Deutschland leben. Unter

den über 250.000 männlichen Schutzsu-

chenden ist ein großer Teil minderjäh-

rig oder im Rentenalter. Zehntausende

erwachsene Männer konnten die Ukrai-

ne verlassen, weil sie krank sind oder

mehr als zwei Kinder haben. Ihre Un-

sichtbarkeit und Sprachlosigkeit geht

darauf zurück, dass viele von ihnen so-

wohl gegenüber der ukrainischen als

auch gegenüber der deutschen Gesell-

schaft Scham empfinden. Sie fühlen sich

im Alltag indirekt gedrängt, sich für ihr

Nicht-in-der-Ukraine-Sein zu rechtferti-

gen.

Der mögliche zukünftige Bundeskanz-

ler Friedrich Merz hat ihre Zukunft in

der heißen Phase des Wahlkampfs nicht

zum Thema gemacht, nachdem er 2024

erste Anläufe dazu unternommen hat-

te. Nach seiner Wahl durch den Bun-

destag wäre es wichtig, dass er so-

wohl den Männern als auch den Frauen

aus der Ukraine eine klare Perspektive

in Deutschland aufzeigt. Dazu wäre es

hilfreich, zuvor in der Debatte über Mi-

gration die Betroffenen selbst zu Wort

kommen zu lassen.

ANZHELA BELIAK / FELIX ACKERMANN

Der Text geht auf die Auswertung

von Interviews des Dokumentations-

projekts „24.2., 5 Uhr morgens“ zurück,

das an der Fernuniversität in Hagen seit

2023 in Kooperation mit geflüchteten

Ukrainerinnen durchgeführt wird.
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